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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a SB 5/06 B 

 

 

 
.................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Sachsen, 
vertreten durch das Sächsische Landesamt für Familie und 
Soziales -Landesversorgungsamt-, 
Reichsstraße 3, 09112 Chemnitz, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Mai 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   D a u   und   

M a s u c h  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Ur-

teil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 21. Dezember 2005 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander auch für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Sächsische Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 21. Dezember 2005 - ebenso 

wie bereits das Sozialgericht Dresden (Urteil vom 29. August 2003) - den Änderungsbescheid 

des Beklagten vom 13. November 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

9. April 2001 bestätigt, worin der beim Kläger festgestellte Grad der Behinderung (GdB) wegen 

einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse von 50 auf 30 herabgesetzt worden war. Mit 

seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der Entscheidung des LSG macht 

der Kläger das Vorliegen von Verfahrensmängeln iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz 

(SGG) geltend. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, 

weil ein Zulassungsgrund nach § 160 Abs 2 SGG nicht ordnungsgemäß dargetan ist (§ 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 (freie richterliche Beweiswürdigung) SGG und auf eine 

Verletzung des § 103 (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) SGG nur gestützt wer-

den, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt ist. Zur ausreichenden Bezeichnung des Verfahrensmangels, der in einem 

Verstoß gegen § 103 SGG erblickt wird, muss substantiiert dargelegt werden, auf Grund wel-

cher Rechtsauffassung des LSG Tatsachenfragen als klärungsbedürftig erscheinen und zu 

einer genau darzulegenden Sachaufklärung drängen mussten (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34). 

Der Beweisantrag, den das LSG übergangen haben soll, ist so genau zu bezeichnen, dass er 

für das Bundessozialgericht (BSG) ohne Weiteres auffindbar ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5); 

ist er nicht im letzten Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem LSG gestellt worden, so ist 

ferner darzulegen, woraus sich ergibt, dass er in diesem noch aufrechterhalten wurde (BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 12; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

4. Aufl 2005, IX, RdNr 130 f). 

 

Soweit der Kläger die Beweiswürdigung durch das LSG (vgl § 128 Abs 1 Satz 1 SGG) angreift, 

kann er damit bereits wegen der ausdrücklichen Einschränkung in § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 

SGG keine Zulassung der Revision erlangen. Zulässiger Gegenstand der Nichtzulassungsbe-

schwerde ist im Übrigen auch nicht, ob die Berufungsentscheidung in der Sache richtig ist (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7). Deshalb kann der Kläger im Beschwerdeverfahren nicht damit gehört 

werden, das Berufungsgericht habe seine gesundheitlichen Beschwerden nicht ausreichend 

gewürdigt und die Schmerzen nicht als "eigenständiges Behinderungsleiden bewertet".  
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Soweit die Verfahrensrüge des Klägers dahin geht, das LSG habe seine Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG) nicht hinreichend beachtet, genügt die Beschwerdebegründung den gestellten 

Anforderungen ebenfalls nicht, da es an der erforderlichen Bezeichnung eines vom LSG über-

gangenen Beweisantrages fehlt (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 34; SozR 1500 § 160 Nr 5). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Be-

schwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung eh-

renamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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